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Die Abgeordneten zum Nationalrat SRB und Freunde haben am 

9. November 1.9A9 unter der Nr. 44A2/J an mich eine schriftli­

die parlamentarische Anfrage betreffend "übergriffe der 

Pol izei und Gendarmerie (ERAT) " gerichtet, <Ue folgenden 

Wortlaut. hat.: 

"1. Wip laut.ot. dor Polizpihericht über nachst.phend 
mit Datum, Opfer und Ortsangabe bezeichneten Vorfall? 

2. Wurde ~e~en in diesen Vorfall verwickelt.e Beamte St.rafanzeige 
erstattet? 

3. Falls St.rafverfahren gegen in den Vorfall verwickelte Beamte 
stattfanden, wie enderen diese Verfahren in erster, wie in 
zweiter Insl.anz? 

4. Fall~ es rechtskräftige Verurleil~ngen von i~ diese Verfahren 
verWIckelte Beamt.en gab, welche dlenstrechlllchen Konsequen­
zen wurden gezog(~n? 

5. F~lls es zu Verset.zu~gen von Beamt.en kaml in?welche Kommissa­
riate bzw. Gendarmerieposten erfolgten diese. 

6. Wurden gegen den B~schwerdeführer im.Zusammenhang mit der 
Strafanzeige gegen In den Vorfall verWickelte Beamren straf­
recht.liche Scfirltt.e eingeleit.et.? 

7. Rf~jalIPn(jnnfalls: Nach wolclwn Bf~st.imrnungen des Strafgeset.zbu­
ches wurden strafrechtliche Schritte gegen den Beschwerde­
führer eingeleitet.? 

Vorfall: 4.2.1989, 
~ro~fT ERAT, ("KURIER 5.2 . .1989>, Bundespolizei Villach" 
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Der Umstand, daß die Arbeit der Sicherheitsexekutive im 

Schutzbereich so sensibler und schützenswerter .Rechtsgüter, 

wie jenen der persönlichen Freiheit und 

Unversehrtheit, geleistet wird, macht es 

Rahmen sowohl der Ausbildung als auch 

der körperlichen 

erforderl tch, im 

der Dienstaufsicht 

ständig darum bemüht zu sein, d.aß bei Wahrung der Effizienz 

der Sichorhei tsb(·~hör(h~n die Belast.ung der Betroffenen durch 

Grund.rechtseingriffe so gering wie möglich ausfalle. Ich habe 

m:i ch daher s(-d t. der Übernahme der Verant.wort.ung im Innenres­

sort in diesem Bereich bemüht, 

- Maßnahmen zu set.zen, die der Recht.ssicherheit der 

Bürger aber auch der Angehörigen der Sicherheitsexeku­

t.ive dienen, 

Mechanismen zu entwickeln, die einen objektiveren 

Umgang mit Mißhandlungsvorwürfen ermöglichen und 

das Instrumentarium für eine den Anforderungen an die 

Sicherheitsexekutive entsprechende disziplinarrechtli­

ehe Reaktion zu sichern. 

Dementsprechend wurden unter Bedachtnahme auf die sei.t langem 

erhobene Forderung nach Erlassung eines "Polizeibefugnisgeset­

zes" Initiativen zur gesetZlichen Regelung der den Sicher­

heitsbehörden auf dem Gebiete der allgemeinen Sicherheitspo­

lizei zukommenden Aufgaben und der der Sicherheitsexekutive 

hiezu eingeräumten Befugnisse ergriffen. Der Entwurf eines 

"Sicherheitspoltzei,gesetzes" wi,rd Anfang nächsten .Jahres der 

allgemeinen Begutacht.ung zugeführt. werden. In seiner derzei­

tigen Konzeption sieht dieser Entwurf die Möglichkeit einer 

externen überprüfung von Beschwerden, 

heitsexekutive erhoben werden, vor. 

die gegen die Sicher-

Schon auf Anfragen, dip Sie im SommE-!r dieses ,Jahres an mich 

gerichtet haben, leille ich Ihnen mit, daß eine aus Vertre-
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tern der Bundesmi. ni ster ien für I nneres und für .Jus t i z bes le­

hende Arbeilsgruppe gemeinsame Richllinien der beiden Res­

sorts über die Verständigung Dritter von der Festnahme von 

Personen durch Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes 

und über ihren Verkehr mit RechlsbeistAnden erarbeitet hat. 

Dam i t wu.rden im Rahmen der ge llenden R(~ch l sordnung <1 i e hes te­

henden Mögl ichkei ten ausgeschöpft., Personen, dif~ von einem 

sicherheiLsl)(~hördl ichen Freiheitsentzu[{ hetroffen sind, den 

Kont.akt zu Angehörigen, insbesondere aber auch zu Verteidi­

gern, zu ermöglichen. Es ist nunmehr für die meisten Angehal­

tenen, die dem Gericht eingeliefert werden, sichergestellt, 

daß sie innerhalb des Zeitraumes von etwa 24 Stunden nach dem 

Ende der si cherhe i t sbehörd 1. i ehen Vernehmung f~ in Gespräch von 

Angesicht. zu Angesichl mit einem Verteidiger entweder noch 

bei der Sic:herheitsdienststelle oder schon im gerichtlichen 

Gefang<-menhaus fUhren )«>nnen. 

Sc:hließlic:h habe ic:h auc:h Initiativen ergriffen, um im Be­

reich des Disziplinarrechtes eine angemessenere Reaktion auf 

festgestellte Dienstpflichtverletzungen zu gewährleisten: in 

FAllen, in denen durch das Verhalten eines Beamten das Ver­

trauen der Bevölkerung in die sachgerechte Vorgangsweise der 

Sic:herhei.tsexekutive ersc:hüttert worden ist, soll die Mög­

lichkeit eröffnet werden, den Beamten anders einzusetzen. 

Letztlich muß ic:h aber auch aus Anlaß dieser Anfrage darauf 

hinweisen, daß für Beamte, gegen die straf- und/oder diszi­

plinarrec:htlich relevante Vorwürfe erhoben werden, der in der 

Verfassung (Art. B EMRK) verankerte Grundsatz der IJnschulds­

vermutung - so wie für jedermann - gelten muß: his zum Beweis 

des Gegenteiles habe ich daher von ihrer Unschuld auszugehen. 

Im einzelnen fUhre ich zur vorliegenden Anfrage aus: 
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Zu Frage 1: 

Am 4.2.19R9, um 09.05 Uhr, wurde aus Gründen, auf die ich im 

Hinblick auf meine Verpflichtung zur Wahrung des Amtsgeheim­

nisses ohne Zustimmung der Angehörigen des Bet.roffenen nicht 

etngehen kann, versucht, den Lenker ei.nes PKW's anzuhalten. 

Nac.hdem dieser Lenker - es handelte sic.h um Norbert ERAT 

zwei zu seiner Anhaltung erric.htete polizeiliche Straßensper­

ren durchbrochen hat te, gab ein BeamU~r zwei Warnschüsse ab. 

Da dies den Lenker nicht. beeindruckte, gab der Beamte einen 

gezielten Schuß gegen den PKW ab, der ERAT in den Hinterkopf 

traf. Der PKW prallte danach gegen eine Einfriedung. Norbert 

ERAT vers tarb i.n den Nachmi t tagss tunden des 4.2.1.989 an den 

Folgen der Schußverletzung. 

Zu Frage 2: 

Ja. 

Zu Frage 3: 

In erster Inst.anz erfolgte eine Verurteilung, die jedoch noch 

nicht rechtskräfLig ist. 

Zu Frage 4: 

Im Hinblick auf die Beantwortung der Frage 3 entfallen weite­

re Ausführungen. 
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7.u Frage 5: 

Eine Versetzung erfolgte nicht. 

7.u den Fragen 6 und 7: 

1m Hinblick auf die Beantwortung der Frage 1 entfallen weite-

re Ausführungen. 
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